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Kombi-Sachgebiet
Pilotprojekt oder Mogelpackung?

Das Ergebnis vorwegnehmend, werden derzeit in einem Pilot-
verfahren in den Finanzämtern Spandau und Treptow/Köpe-
nick jeweils zwei Kombi-Sachgebiete getestet, die - verein-
facht dargestellt – die Aufgaben der folgenden Abteilungen
übernehmen sollen:

- Veranlagungsstelle
- Lohnsteuerstelle (AN)
- Lohnsteuerstelle (AG)
- Vollstreckungsstelle (ohne AHE u. Großrückständeplätze)
- FK-Buchhaltung 3

Jeder, der nicht auf Anhieb die Sinnhaftigkeit dieses Modells
erkennen kann, stellt sich naturgemäß die Frage, wer sich so
etwas ausdenken konnte und vor allen Dingen warum?

Bei der Ursachenforschung stößt man auf eine Untersuchung
des französischen Finanzministeriums, das für die Länder
Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, Ka-
nada, Niederlande, Schweden, Spanien und USA eine verglei-
chende Kosten-Nutzen-Analyse der Veranlagungs- und
Beitreibungssysteme erstellt hat. Das französische
Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass bei der Prüfung der
Effizienz der Besteuerungssysteme im Vergleich mit den
anderen Ländern, Deutschland an letzter Stelle steht.

Diese Feststellung wirft einen nicht um, wissen doch die Prak-
tiker und die Steuerbürger, dass Deutschland die mit Abstand
komplizierteste Steuergesetzgebung sein Eigen nennt.
Nicht zuletzt die Deutsche Steuer-Gewerkschaft fordert schon
seit Jahrzehnten eine einfachere Steuergesetzgebung.

Die Erfahrungen der Vergangenheit zeigen jedoch,
dass einfache Steuergesetze genauso unwahrscheinlich zu
sein scheinen wie die Möglichkeit einer Heirat des Papstes.

Hinter dem Begriff des Kombi-Sg steht die Absicht, künftig eine ganzheitliche Fallbearbeitung

in der Veranlagungsstel le durch Umstrukturierung in den Finanzämtern einführen zu wollen.

Die Referatsleiter/innen Organisation (Steuerverwaltung) des
Bundes und der Länder haben nun diese Untersuchung zum
Anlass genommen, ihre Vorstellungen zur Steigerung der Effi-
zienz und Effektivität des Besteuerungssystems in Thesen dar-
zustellen. Nach deren Vorstellung muss der moderne Dienst-
leister Steuerverwaltung die folgenden Zielfelder gleichrangig
abdecken:

· Auftragserfüllung
· Kundenzufriedenheit
· Mitarbeiterzufriedenheit
· Wirtschaftlicher Ressourceneinsatz

Dieses Thesenpapier - zwischenzeitlich auch von der
Finanzministerkonferenz zustimmend zur Kenntnis genommen
- wurde in einer Besprechung von Vertretern der Senatsver-
waltung für Finanzen und der OFD Berlin aufgegriffen und er-
örtert. Angesichts der geringen Personalausstattung und einer
Haushaltslage, die auf keine wesentliche Besserung hoffen lässt,
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kam man überein, in den Finanzämtern
organisatorische Veränderungen vorzu-
nehmen. Dadurch soll die Möglichkeit ge-
schaffen werden, die vorhandenen per-
sonellen Ressourcen zielgerichtet einzu-
setzen, um auch in der Zukunft die vor-
handenen Aufgaben vollständig und zeit-
nah zu erfüllen.

Die „ganzheitliche Fallbearbeitung“ wur-
de als der große Wurf angesehen. Als
weiteren Hinweis in diese Richtung wur-
den auch die in diversen Rechnungshof-
berichten ausgemachten „Kom-
munikationsschwierigkeiten“ zwischen
Vollstreckungsstellen und festsetzenden
Stellen herangezogen.

Am 26.09.2001 tagte unter der Leitung
des Finanzpräsidenten Herrn Skrodzki
zum ersten Mal die sog. „Steuerungs-
gruppe Kombi-Sg“. Ihr gehören neben
5 Vertreter der OFD, 2 Vertreter der
Gewerkschaften, 1 Vertreter des GPR,
der Gesamtfrauenvertreterin und der
Vorstehersprecherin auch 3 Vertreter aus
der Praxis (Bea, Sb und SL VerSt) an.
Obwohl von Anfang an propagiert wur-
de, man sei im Verhandlungsergebnis
völlig offen, war der Eindruck des Lan-
desvorsitzenden der DSTG, des Kollegen
Detlef Dames (Mitglied der Steuerungs-
gruppe), ein ganz anderer.

Welche Gestaltungsmöglichkeiten dieser
Steuerungsgruppe verblieben, zeigt ein
Auszug aus dem Protokoll von dem Ge-
spräch zwischen den Vertretern der OFD
und der Senatsverwaltung für Finanzen:

„...Es bestand Einvernehmen, dass in
einem Pilotverfahren getestet werden
soll, ob durch eine Teambildung in den
Veranlagungsstellen eine Steigerung der
Effizienz und der Effektivität der Berli-

ner Finanzämter möglich ist. Nach Auf-
fassung der Besprechungsteilnehmer soll
dieses Pilotverfahren bei 2 - 3 Finanz-
ämtern und dort bei jeweils 2 – 3
Veranlagungsplätzen pilotiert werden.
Ziel soll es sein („große Lösung“), auf
die Veranlagungsplätze nicht nur die
Aufgaben des Vollstreckungs-
innendienstes, sondern darüber hinaus
auch Teilaufgaben aus dem Kassen-
bereich (Buchführung), aus dem Lohn-
steuer-Arbeitgeberbereich, aus den
Arbeitnehmerstellen, aus der BNV und
ggf. auch aus den Betriebsprüfungs-
stellen und dem Vollstreckungs-
außendienst zu übertragen und so für
eine annähernde ganzheitliche Fall-
bearbeitung zu sorgen.

Die Pilotveranlagungsbezirke wären im
Hinblick auf den Aufgabenzuwachs ent-
sprechend personell zu verstärken und
zwar aus den Bereichen, aus denen sie
Aufgaben übernommen haben. Eventu-
ell wird es erforderlich werden, diese
Pilotveranlagungsbezirke neu zu schnei-
den, um die Fallzahlenbelastung dem ge-
stiegenen Aufgabenfeld anzupassen. In
diesem Veranlagungsbezirk sollen die
Aufgaben im Team erledigt werden. Zwar
soll es grundsätzliches Ziel sein, diesen
Teams möglichst alle Aufgaben im Zu-
sammenhang mit den dort zu führen-
den Steuerfällen zu übertragen, jedoch
bestand Einvernehmen, dass die Aufga-
ben und die Steuerarten, die bereits
heute schon zentralisiert sind, nicht in
diese ganzheitl iche Aufgaben-
wahrnehmung mit einbezogen werden.

Als solche kommen insbesondere in Be-
tracht:

- die Verwaltung aller Steuerarten, die
schon heute bei bestimmten Finanzäm-

tern zentralisiert sind (Erbschaft- und
Schenkungsteuer, Kraftfahrzeugsteuer,
Grunderwerbsteuer, Körperschaftsteuer)

- Umsatzsteuersonderprüfung, Lohn-
steueraußenprüfung

Es sollen zunächst auch noch nicht die
Aufgaben der Hundesteuer- und der
Bewertungsstellen in dieses Modell mit
einbezogen werden.

Die OFD-Vertreter wiesen darauf hin,
dass ein solches Pilotverfahren und eine
ggf. zukünftige Ausdehnung auf alle
Berliner Finanzämter nur möglich sein
wird, wenn dies aus Automationssicht
umsetzbar ist. Für alle von den Pilot-
bezirken zu erledigenden Aufgaben  sind
unterschiedliche Automationsverfahren
im Einsatz, ohne dass zum jetzigen Zeit-
punkt eine Aussage darüber möglich ist,
ob alle diese Verfahren auf allen in den
Pilotbezirken vorhandenen PC installiert
werden können. Die Automationsreferate
der OFD sind daher von Anfang an in
die weiteren Überlegungen und Planun-
gen mit einzubeziehen.

Die OFD wird eine Arbeitsgruppe einset-
zen, der u.a. auch Vertreter der Finanz-
ämter angehören sollen. Diese Arbeits-
gruppe soll die weitere Vorgehensweise
erörtern und festlegen. Dieses Pilot-
verfahren soll Anfang des Jahres 2002
beginnen.“

Der aufmerksame Leser wird feststellen,
dass die Einführung eines derartigen
Pilotverfahrens nie in Frage gestellt wur-
de. Diese von der OFD eingesetzte
Steuerungsgruppe konnte das Kombi-Sg
lediglich um die Außendienste
entfrachten.

Fortsetzung Seite 35 >>>
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Der grundlegenden Frage des DSTG-Lan-
desvorsitzenden nach der Anfertigung
einer Ist-Analyse wurde erfolgreich aus
dem Wege gegangen. Es war in der
Steuerungsgruppe offenbar niemand
weiter daran interessiert, welche Beweg-
gründe es einmal gab, von der ganzheit-
lichen Fallbearbeitung zu einer dezen-
tralen Bearbeitung in verschiedenen Ab-
teilungen zu kommen. Interessant wäre
auch die Beantwortung der Frage gewe-
sen, ob die seinerzeitigen Erwartungen
in die Aufteilung in Abteilungen einge-
troffen oder für die Anforderungen an
einen modernen Dienstleister Finanzamt
noch zeitgemäß sind.

Lediglich die Kommunikationsschwierig-
keiten zwischen Vollstreckungsstelle und
festsetzenden Stellen als Begründung für
die Einführung eines Kombi-Sg anzufüh-
ren erscheint zu dürftig. Bei näherer
Überlegung würde ein Kombi-Sg nur
Sinn machen, wenn dadurch sich über-
schneidende Tätigkeiten in den Abtei-
lungen oder gar doppelte Bearbeitungen
eingespart werden könnten.

Nichts von alledem konnte eine Unter-
arbeitsgruppe in ihrer Analyse der Ar-
beitsvorgänge ermitteln. Ganz überra-
schend wurde gar die Feststellung ge-
troffen, dass es kaum Überschneidun-
gen bei der Bearbeitung von Eingängen
bei den Abteilungen gäbe. Schon an die-
ser Stelle hätte erstmals die Überlegung
angestellt werden müssen, ob das Kom-
bi-Sg Sinn macht.

Problem erkennen und ignorieren war
jedoch eins; nur nicht darüber nachden-
ken, Augen zu und durch!

Weitere lästige Fragen des DSTG-Lan-
desvorsitzenden wurden vom Tisch ge-
wischt. Offenbar war der Druck der Se-
natsverwaltung – das Kombi-Sg
pilotieren zu lassen – so groß, dass Ver-
nunftgründe gegen eine so schnelle Er-
probung einfach nicht zählen durften.

Aus der Anzahl der in diesem Kombi-Sg
handelnden Personen und ihrer ur-
sprünglichen Abteilungszugehörigkeit
entstehen 2 weitere Problembereiche:
Die Unterbringung und die Fortbildung.
Während im FA Spandau beide Kombi-
Sg‘s aus jeweils 9 Personen (beide wie
folgt: 4xVerSt, 2xVoSt, 2xLoSt-AN,
1xFK-Bu 3) bestehen, sind dies im FA

Treptow/Köpenick 12 Personen (1. Kom-
bi-Sg: 7xVerSt, 2xLoSt-AN, 2xVoSt,
1xFK-Bu 3; 2. Kombi-Sg: 6xVerSt,
2xLoSt-AN, 2xVoSt, 2xBu 3).

Die Frage nach der räumlichen Unter-

bringung der Großsachgebiete wurde
lapidar abgetan mit: „Das muss von Fall
zu Fall vor Ort entschieden werden!“ Als
wenn man nicht wüsste, das die Finanz-
ämter schon heute vor kaum lösbare
Raumprobleme gestellt sind und ergo-
nomische Probleme bei der Raum-
belegung kaum oder schon gar nicht
mehr behoben werden können. Ganz zu
schweigen von der schlechten Haushalts-
lage, die notwendige Umbaumaßnahmen
wie z. B. Mauerdurchbrüche nicht zulas-
sen würde. Die Verantwortung auf die
Finanzämter zu verlagern heißt, sich bei
der OFD um dieselbe zu drücken. Auch
ist es nicht im Interesse der Bedienste-
ten, künftig in Räumen zusammenge-
pfercht zu sein, ohne dass der Dienst-
herr berücksichtigt, dass jeder
Finanzamtsbedienstete einen Anspruch
auf mindestens 8 Quadratmeter Fläche
hat.

Nach dem Ursprungsgedanken sollte die-
ses Kombi-Sg ein „lernendes Arbeitsge-
biet“ sein, in dem künftig jeder alles
können sollte. Der unbestreitbar daraus
resultierende Fortbildungsbedarf wurde
ignoriert und den Kolleginnen und Kol-
legen im Kombi-Sg die Angst genom-
men, indem man zugestand, dass auch
in diesem Kombi-Sg die fachliche Zu-
ständigkeit jeder Dienstkraft in vollem
Umfang erhalten bleibt, d.h. jede Dienst-
kraft bearbeitet die Steuerfälle nach
Maßgabe der bisherigen Abteilungs-
zugehörigkeit. Sollte ein fachlicher
Fortbildungsbedarf entstehen, sollten
sich die Bediensteten an die OFD wen-
den. Wie dieser jedoch bei Beibehaltung
der Ursprungszuständigkeit entstehen
soll, bleibt das Geheimnis der OFD. Le-
diglich eine Fortbildung zum Thema
„Teamarbeit“ soll nach (!!) Beginn der
Pilotphase als Pflichtveranstaltung für
alle Kombi-Sg-Mitarbeiter angeboten
werden.

Aus der Sicht der DSTG ließ die OFD in
beiden Ämtern die hochmotivierten Kol-
leginnen und Kollegen im Regen stehen,
indem ihnen Arbeitsbedingungen zuge-
mutet werden, die eine ernsthafte
Pilotierung eines neuen Organisations-

modells gar nicht möglich macht. Die
räumlichen Probleme konnten zwar vor
Ort von den Finanzämtern beseitigt wer-
den, nicht aber die unzulänglichen Rah-
menbedingungen, für die die OFD zu-
ständig zeichnet. Die OFD war nicht in
der Lage, die Grundvoraussetzungen für
eine ganzheitliche Fallbearbeitung zu
schaffen. Dazu hätte sie jeden Bedien-
steten der Pilotgruppe in den ihm unbe-
kannten Rechtsgebieten schulen und die
technischen Voraussetzungen schaffen
müssen, alle im Einsatz befindlichen
Automationsverfahren auf jeden PC des
Kombi-Sg komplett installieren zu kön-
nen (nach Auskunft der OFD ist dieses
jedoch frühestens Mitte 2003 möglich).

Getestet wird somit keine ganzheitliche
Fallbearbeitung in einem Kombi-Sg - in
dem für den Steuerbürger nur ein An-
sprechpartner mit einem allumfassenden
Wissen vorhanden ist - sondern ein ver-
kapptes Großraumbüro mit fester Ab-
teilungszuständigkeit für die handelnden
Personen und daher mit gleich vielen
Ansprechpartner für den Steuerbürger
wie in dem jetzt in allen Ämtern existie-
renden GNOFÄ-System, das ja abgelöst
werden sollte.

Dieses Pilotverfahren ist eine Mogelpak-
kung.

Aus der Sicht der DSTG lohnt daher der
ganze Organisationsaufwand bei der
bekanntermaßen knappen Personal-
decke in den Finanzämtern nicht.

Mit der Forderung nach einer Fortbildung
für die betroffenen Kolleginnen und Kol-
legen und der Schaffung der technischen
Voraussetzungen vor dem Beginn der
Pilotphase blieb die DSTG bei der OFD
ungehört.

Mit Erstaunen hat die DSTG daher  fest-
gestellt, dass die Vertreter von ver.di
nicht bereit waren, den objektiven Be-
denken gegen den schon so frühzeiti-
gen Beginn des Pilotverfahrens Rech-
nung zu tragen und der OFD Widerstand
entgegenzusetzen. Wie schon in einigen
anderen Fällen in der Vergangenheit
wurde deutlich, dass ver.di die Konfron-
tation mit der OFD scheut.
Im Gesamtpersonalrat wurde daher lei-
der mit der entsprechenden Mehrheit
dem Pilotverfahren mit Beginn im Mai
2002 zugestimmt.

>>> Seite 34
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kung vom 01. Januar 1999 von Besol-
dungsgruppe A 5 nach Besoldungsgrup-
pe A 6 ist die Besoldungsgruppe A 7 er-
stes Beförderungsamt. Die bisherige Be-
grenzung der Beförderungsanteile die-
ses Amtes (40% in A 7) wird beseitigt.
In Fällen, in denen Beamte eine heraus-
gehobene Funktion befristet übertragen
wird, soll eine Zulage zu den Dienst-
bezügen gezahlt werden können. Wich-
tig dabei ist jedoch, dass die Gewährung
der Zulage nur unter Beachtung der
haushaltsrechtlichen Vorgaben erfolgen
darf. Des Weiteren soll den Ländern die
Möglichkeit gegeben werden, Regelun-
gen dahingehend zu erlassen, dass bei
Gewährung dieser Zulage grundsätzlich
das Erfordernis des Einvernehmens des
für das Besoldungsrecht zuständigen Mi-
nisteriums vorgesehen ist.

Die Veränderungen der Regelungen zum
Familienzuschlag, insbesondere die
Streichung des sog. Verheiratetenzu-
schlags soll nach Vorschlag des Innen-
ausschusses ersatzlos aus dem Geset-
zesentwurf gestrichen werden. Statt
dessen soll eine umfassende Moderni-
sierung der Regelungen zum Familien-
zuschlag unter Berücksichtigung der
Fortentwicklung des Tarifrechts im öf-
fentlichen Dienst vorgenommen werden.

Zudem hat der Innenausschuss des Bun-
destages weitere Ergänzungen vorge-
schlagen, als da sind:
Hinsichtlich der leistungsbezogenen Be-
soldung soll beim Stufenaufstieg künf-
tig auf die sog. Halbzeit-Regelung ver-
zichtet werden. Bisher musste bei einem
potentiellen Empfänger einer Leistungs-
stufe bereits mindestens die Hälfte der
Zeitdauer der aktuellen Stufe abgelau-
fen sein. Dies hatte u.a. dazu geführt,
dass viele Leistungsträger bei der Ver-
gabe von Leistungsstufen von vornher-
ein nicht berücksichtigt werden konnten.
Die bisherige Vergabequote für Lei-
stungsstufen an 10% der in Betracht
kommenden Beamten soll auf 15% an-
gehoben werden.

Besoldungsstrukturgesetz
Vorschläge der DSTG fanden weitestgehend

Berücksichtigung

Der Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der Besoldungsstruktur gehört zu einem von 15 Leitprojekten

des Programms „Moderner Staat – Moderne Verwaltung“, welches die Bundesregierung im Dezember 1999

verabschiedet hatte. Zur Umsetzung der Vorgaben war beabsichtigt, neben statusrechtlichen Maßnahmen auch

das Besoldungsrecht zu Gunsten aller Dienstherren zu flexibilisieren. Hierzu war vorgesehen, bundeseinheitliche

Vorgaben in der Beamtenbesoldung abzubauen und den Dienstherren größere Gestaltungsspielräume in die

Hand zu geben. Zudem sollten den beamteten Mitarbeitern neue Perspektiven eröffnet und ihr Leistungswille

gefördert werden.

Eckpunkte dieser Überlegungen waren:
Flexibilisierung bei der Bezahlung im Ein-
gangsamt und ersten Beförderungsamt
des gehobenen und höheren Dienstes
durch Einführung von Bandbreiten (Geh.
D.:A 8 – A 10, Höh. D.: A 12 – A 14),
die Verlagerung der Regelungs-
kompetenz für die Stellenplan-
obergrenzen auf die Länder sowie die
Veränderungen der Regelungen zum
Familienzuschlag durch Streichung des
sog. Verheiratetenzuschlags.

Der Innenausschuss des Deutschen Bun-
destages hat am 20. März des Jahres
beschlossen, nunmehr verschiedene
wesentliche Änderungen gegenüber den
ursprünglichen Gesetzesvorhaben vorzu-
nehmen.

So werden die Regelungen zur Einfüh-
rung von Bezahlungsbandbreiten im
gehobenen und im höheren Dienst er-
satzlos gestrichen. Damit ist der Forde-
rung der DSTG nach Streichung gefolgt
worden. Erfahrungen mit den politisch
Verantwortlichen gaben zu den berech-
tigten Befürchtungen Anlass, dass in
beiden Laufbahnen ansonsten unter-
wertig (Geh. D.: A 8, höh. D.: A 12) ein-
gestellt worden wäre.

Hinsichtlich der Stellenplanobergrenzen
wurde der Vorschlag des Bundesrates
aufgenommen. Danach werden Bundes-
regierung und Landesregierung ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung von § 26
Abs.1 Bundesbesoldungsgesetz (BBesG
neu) abweichende Obergrenzen festzu-
legen. Diese Neufestsetzung wird nicht
zwangsweise eingeführt. Vielmehr soll
damit interessierten Landesregierungen
die Möglichkeit eröffnet werden, allge-
meine Regelungen des Bundesbesol-
dungsgesetzes anzuwenden oder aber
insgesamt oder nur für einzelne Berei-
che andere Stellenobergrenzen-
bestimmungen vorzusehen.

Im Zuge der Anhebung des Eingangs-
amtes des mittleren Dienstes mit Wir-

Die Vergabequote für Leistungsprämien
und Zulagen soll von bisher 10% auf
15% angehoben werden. Zudem wird die
Möglichkeit verbessert, erfolgreiche
Teamarbeit zu honorieren. Bisher hatte
die Vergabe von leistungsbezogenen Ele-
menten an Teams zur Folge, dass jedes
Teammitglied einzeln auf die Vergabe-
quote angerechnet wurde und die
Vergabemöglichkeiten damit stark ein-
geschränkt wurden. Durch die Gesetzes-
änderung wird sichergestellt, dass die
Leistung eines Teams nur als eine einzi-
ge Vergabe bei der Quote berücksichtigt
wird. Die Höhe der Prämie, die insge-
samt an ein Team ausgezahlt werden
kann, wird auf 150% der höchstmögli-
chen Prämie begrenzt, die an das Team-
mitglied mit der höchsten Besoldungs-
gruppe gezahlt werden könnte.

Diese Verbesserungen können im Land
Berlin leider in der Praxis noch nicht grei-
fen, da zwar die entsprechenden Landes-
verordnungen erlassen wurden, aber bis-
lang die notwendigen finanziellen Mittel
noch nicht in den Haushalt eingestellt
worden sind.

Die Höhe des Anwärtergrundbetrages
misst sich nach dem künftigen Eingangs-
amt des Anwärters nach Abschluss sei-
nes Vorbereitungsdienstes.  Die Vor-
schriften nehmen Bezug auf das dem
Anwärter nach Beendigung des Vor-
bereitungsdienstes zu übertragende Ein-
gangsamt. Durch diese Maßnahme wird
sichergestellt, dass auch weiterhin das
künftige Eingangsamt maßgeblich für die
Höhe des Anwärtergrundbetrages bleibt.
Der Ausgleichszeitraum für geleistete
Mehrarbeit wird auf 1 Jahr erweitert.

Der Innenausschuss des Bundestages
hat zudem zu dem statusrechtlichen Teil
des Besoldungsstrukturgesetzes Ände-
rungsvorschläge unterbreitet. So sollen
im Beamtenrechtsrahmengesetz die Be-
stimmungen zur Führungsposition auf
Probe dahingehend modifiziert werden,

Fortsetzung Seite 37 >>>
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Sehr geehrter Herr Dr. Sarrazin,

wie wir erfreut erfahren haben, sollen in
diesem Jahr 50 Finanzanwärter,
100 Steueranwärter sowie 10 Regie-
rungsräte z. A. eingestellt werden. Ge-
rade angesichts der rund 700 Kollegin-
nen und Kollegen, die allein altersbedingt
bis 2006 aus der Steuerverwaltung des
Landes Berlin ausscheiden (hinzu kom-
men schätzungsweise mindestens noch
einmal 300 vorzeitig Ausscheidende), ist
dies ein Zeichen in die richtige Richtung.

Unsere Freude ist jedoch getrübt, da die
Regelung zur Weiterbeschäftigung der
Steueranwärter, die ihre Ausbildung im
August dieses Jahres abschließen, so
restriktiv ist wie nie zuvor.

Uns sind die prekäre Haushaltslage, in
der sich das Land Berlin befindet, sowie
die daraus resultierenden Zwänge durch-
aus bewusst. Trotzdem kann die spezifi-
sche Situation der Finanzverwaltung als
einzige Einnahmeverwaltung des Landes
Berlin nicht außer acht gelassen werden.
Hier zu sparen heißt am falschen Ende
sparen! Steuerausfälle werden bewusst
oder unbewusst in Kauf genommen, um
Personalkosten senken zu können. Dass
die hingenommenen Steuerausfälle die
eingesparten Personalkosten dabei über-
steigen, findet keinerlei Beachtung. Das
Verhältnis zwischen Personalkosten und
Steuereinnahmen wird dadurch nicht
besser, sondern noch schlechter! Die

Stellenausstattung der Steuer-
verwaltung mit allein fast 800 Stellen
unter dem Ergebnis der Personal-
bedarfsberechnung entspricht faktisch
der Beschäftigtenzahl von zwei Finanz-
ämtern mittlerer Größe. Allein um die
altersbedingten Abgänge auch nur an-
nähernd zu ersetzen, ist die vollständi-
ge Übernahme aller Anwärterinnen und
Anwärter geboten, die ihre Laufbahn-
prüfung erfolgreich absolvieren. Anson-
sten wird die Beschäftigtenzahl späte-
stens im nächsten Jahr deutlich unter
die nach dem Haushalt zugewiesene
Stellenzahl sinken. Versuchen Sie bitte,
Ihren Bediensteten zu erklären, wie die
damit verbundene weitere Arbeits-
verdichtung bewältigt werden soll.

Sieht man sich die Situation in einzel-
nen Finanzämtern an, drängt sich einem
unwillkürlich die Frage auf, wo denn die
angeblichen Personalüberhänge bzw.
Einsparpotenziale stecken sollen. Vorste-
her wissen nicht einmal mehr, wie sie
die Arbeitsfähigkeit der vorhandenen
Arbeitsplätze erhalten können, sei es in
der Veranlagungs-, der Lohnsteuer-, der
Bewertungs-, oder der Vollstreckungs-
stelle bzw. der Finanzkasse. Auch in der
Betriebsprüfung sind längst nicht alle
Stellen mit Prüfern besetzt. Das Gleiche
gilt erst recht für das Finanzamt für
Fahndung und Strafsachen, welches zwar
zusätzliches Personal erhalten soll, ohne
dass aber bisher die notwendigen räum-
lichen Voraussetzungen geschaffen wer-

den konnten.

Hier schließt sich der Kreis. Die Weiter-
beschäftigung aller Steueranwärter/-in-
nen nach erfolgreicher Abschlussprüfung
wäre nur ein Tropfen auf den heißen
Stein. Aber es wäre ein Signal an alle
Beschäftigten der Finanzverwaltung,
dass ihre Sorgen, Probleme und Nöte
nicht an der Politik abprallen oder nur
mit dem Hinweis auf die schlechte
Haushaltslage weggewischt werden,
ohne dass sich die Politiker inhaltlich
damit befassen.

Wir fordern Sie auf, Ihre Entscheidung
zur Weiterbeschäftigung von dem Errei-
chen der Laufbahnnote „gut“ oder bes-
ser abhängig zu machen, noch einmal
eingehend zu überdenken. Bisher war
es üblich, dass auch die Note „befriedi-
gend“ eine Weiterbeschäftigung ermög-
licht hat. Wie dargestellt ist jedoch in
der jetzigen Situation  eine vollständige
Weiterbeschäftigung der Anwärterinnen
und Anwärter unverzichtbar.

Leisten Sie Ihren Beitrag zum Erhalt der
Leistungsfähigkeit der Steuerverwaltung
– Sagen Sie die uneingeschränkte Wei-
terbeschäftigung der Steueranwärter/-
innen zu, die die Laufbahnprüfung be-
stehen!

Mit freundlichen Grüßen
Detlef Dames   Mario Moeller
Landesvorsitzender       Landesjugendvorsitzender

Übernahme geregelt – DSTG fordert mehr

Mit dieser Entscheidung ist Dr. Sarrazin
hinter der ständigen Forderung der
Deutschen Steuer-Gewerkschaft, alle
Anwärter nach bestandener Lauf-
bahnprüfung zu übernehmen, deutlich
zurückgeblieben. Daher hat die DSTG

Wie die Senatsverwaltung für Finanzen mitgeteilt hat, werden alle Steueranwärter, die die Laufbahnprüfung

mit mindestens „gut“ ablegen, übernommen. Dies hat der Finanzsenator nun endlich entschieden.

den Finanzsenator mit Schreiben vom
29. April 2002 erneut aufgefordert,
angesichts der bevorstehenden
Altersentwicklung in der Berliner
Steuerverwaltung seine Entscheidung
eingehend zu überdenken. Um die

Funktionsfähigkeit der Steuer-
verwaltung auch künftig zu erhalten bzw.
wieder herzustellen, ist eine vollständige
Übernahme der Anwärterinnen
und Anwärter, die die Laufbahnprüfung
bestehen, unverzichtbar!

dass künftig darauf verzichtet werden
soll, welcher Kreis von Ämtern für ein
Beamtenverhältnis auf Probe in Betracht
kommen.
Ein weiterer Kernpunkt der Ergänzun-
gen berührt die von der Regierungskoa-

lition angeführten Erweiterungen der
Führungsposition auf Zeit. Künftig sol-
len auch Schulleiter und Amtsleiter von
Gemeinden und Gemeindeverbänden ihr
Amt lediglich auf Zeit übertragen erhal-
ten können.

Zum Gesetzgebungsfortgang ist anzu-
merken, dass der Bundesrat, der das
Gesetzespaket am 26. April dieses Jah-
res verabschieden sollte, zwischenzeit-
lich den Vermittlungsausschuss angeru-
fen hat.

>>> Seite 36
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Betriebsrente  2002

Das System der zusätzlichen Altersversorgung im öffentlichen Dienst hat sich – soweit ist es jedem Beschäftigten

bekannt – vom 01.Januar 2002 an von einer Gesamtversorgung in eine Betriebsrente verwandelt. Träger dieser

Altersversorgung bleibt weiterhin die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder -VBL .

Zur Erinnerung sei hier noch einmal dar-
auf hingewiesen, dass die Tarifpartner
unter Federführung der dbb-tarifunion,
an der die DSTG beteiligt ist, vereinbart
haben, allen Berechtigten, die am
31.12.2001 einen Anspruch auf Alters-
versorgung hatten oder auf dem Wege
waren, einen Anspruch zu erwerben, die-
sen Anspruch in ein Startguthaben per
01.01.2002 für die Betriebsrente umzu-
rechnen.

Unterschiede hinsichtlich der Berech-
nung dieses Startguthabens werden nur
insoweit vorgenommen, als die/der je-
weilige Berechtigte zum 31.12.2001 das
55. Lebensjahr vollendet hat („renten-
naher“ Jahrgang) oder jünger ist.

Für die „rentennahen“ Jahrgänge haben
die Tarifpartner umfassenden Bestands-
schutz vereinbart, und es gilt auf jeden
Fall: Keine/keiner dieser Berechtigten
muß in hohe oder höchste Aktivität ver-
fallen, um seine Ansprüche zu sichern.
Termine, die in Mundpropaganda in
Umlauf gesetzt werden, entbehren jeg-
licher Grundlage.

Die VBL hat auf eine Nachfrage hin be-
stätigt, daß sie mit den öffentlichen Ar-
beitgebern und Dienststellen vereinbart
hat, zunächst alle „rentennahen“ Berech-
tigten mit einem Kurzfragebogen anzu-
schreiben, mit dem diese aufgefordert
werden, sich an ihren jeweiligen Ren-
tenversicherer – Bundesversicherungs-

anstalt für Angestellte (BfA) bzw. Lan-
desversicherungsanstalten (LVA) – zu
wenden, um dort eine genau beschrie-
bene Rentenauskunft einzuholen.

Diese Auskunft, die dann zeitlich bevor-
zugt bearbeitet wird, ist der VBL für die
Berechnung des Startguthabens zuzu-
senden. All diese getroffenen Abspra-
chen und Vereinbarungen machen es
deshalb absolut unnötig, spontan eigen-
initiativ zu werden.

Nach den „rentennahen“ Jahrgängen
werden anschließend die jüngeren Be-
rechtigten in gleicher Weise angeschrie-
ben.
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Qualifizierung im öffentlichen Dienst

Nicht nur die Ausbildung, sondern ganz besonders die Weiterbildung ist ein Thema, das jedem Beschäftigten,

egal ob im öffentlichen Dienst oder in der privaten Wirtschaft, in der heutigen Zeit sehr am Herzen liegen

muss. Die Qualifizierung jedes einzelnen Beschäftigten rückt in der Rangfolge tarifpolitischer Fragen immer

weiter nach vorn und nimmt eine Position von erheblicher Bedeutung ein.

Die dbb-tarifunion hat deshalb zusam-
men mit der dbb-akademie am
25.04.2002 in Berlin ein Symposium zu
diesem Thema, verbunden mit der Fra-
ge der Chance und Notwendigkeit, ab-
gehalten, mit Fachleuten aus Wirtschaft
und Wissenschaft diskutiert sowie einen
Hochschulwissenschaftler referieren las-
sen.

Ziel der Qualifizierungsoffensive ist es,
auf diesem Gebiet zur Tarifmächtigkeit
zu kommen und diese bei Arbeitgebern
und Arbeitnehmern im Bewußtsein fe-
ster zu verankern:  Der alte Dreischritt
„Ausbildung – Beruf – Rente“ hat sich
seit der Industrialisierung unserer Ge-
sellschaft tief in unser Denken eingegra-
ben, hat sich jedoch durch Überschnei-
dungen der Lebenssphasen allmählich
überlebt.

Natürlich ist der öffentliche Dienst von
dieser Entwicklung nicht unberührt ge-
blieben, denn es hat sich schlichtweg die
Zahl der Tätigkeiten vervielfacht, die ei-

genverantwortliches, kooperatives und
von Fachwissen geprägtes Wissen ver-
langen. Selbst die beste Erstausbildung
wird nicht reichen, allen auf uns einströ-
menden Neuerungen gerecht zu werden,
und es soll nicht erst eine „Pisa-Studie“
für die Fortbildung im öffentlichen Dienst
Anlass für das Ergreifen von
Qualifizierungsmaßnahmen sein.

Mit ihrer Initiative will die dbb-tarifunion
die öffentlichen Arbeitgeber dazu auf-
fordern, dieses Thema nicht weiterhin als
Nebensache abzutun, sondern die Qua-
lifizierung als eine Hauptaufgabe der
öffentlichen Verwaltungen zu behandeln.
Denn Qualifizierung ist kein Selbstzweck
und nichts, was nach Gutsherrenart oder
rein zufällig freien Kapazitäten durchge-
führt wird, sie wirft im Gegenteil auch
im öffentlichen Dienst eine Rendite ab,
die sich in der Motivation der Beschäf-
tigten und Qualität der erbrachten Lei-
stungen dokumentiert.

Qualifiziertes Personal ist effizientes Per-
sonal, Sparen in diesem Bereich
ist jedoch ineffizient.
Lebenslanges Lernen muss in das
Bewusstsein der öffentlichen Ar-
beitgeber treten und darin ver-
ankert werden, aber auch die Be-
schäftigten, vom Mitarbeiter über
den Sachbearbeiter bis zur Füh-
rungskraft, müssen dies verin-
nerlichen und einfordern, unter-
stützt von der gewerkschaftli-
chen Vertretung durch die dbb-
tarifunion.

Lebenslanges Lernen darf nicht
daraus bestehen, daß nur höhe-
re Ebenen der Hierarchie quali-
fiziert werden, sondern unabhän-
gig von Alter und Funktion sind
alle Kolleginnen und Kollegen
einzubeziehen mit gleichen
Rechten und gleichen Pflichten
bzw. Verpflichtungen zur Weiter-
bildung.

Qualifizierung hängt aber auch

zusammen z.B. mit der Modernisierung
des Tarifrechts.

Beide tragen einer sich deutlich ändern-
den Arbeitswelt Rechnung, die im öffent-
lichen Dienst von Privatisierungen, lee-
ren Kassen, Stellenüberhängen und -
einsparungen sowie Unsicherheiten der
Beschäftigten gekennzeichnet ist. Gera-
de deshalb macht es Sinn, nicht erst zu
modernisieren und danach zu qualifizie-
ren. Beides gehört zusammen, ent-
springt ähnlichen Überlegungen.

Fatal wäre es jedoch, wenn Qualifizie-
rung zu einem versteckten Hebel zur
Stelleneinsparung führen würde nach
dem Motto: Die eine Hälfte der Mitar-
beiter wird höher qualifiziert, die ande-
re sukzessive abgebaut.

Dies ist unseren Kolleginnen und Kolle-
gen weder zuzumuten noch plausibel zu
machen. Hier setzt allerdings der Hebel
der Gewerkschaften an: die dbb-
tarifunion drängt bei den öffentlichen
Arbeitgebern darauf, den Nutzen, den
der qualifizierte Mitarbeiter bringt, end-
lich zu verstehen, zu verinnerlichen, er-
reichen zu wollen, sie drängt auf
schnellstmögliche Konzeptionierung und
auf die Umsetzung der Konzepte.

Zur Ergänzung der gewerkschaftlichen
Position legte Prof. Klages von der
Verwaltungswissenschaftlichen Hoch-
schule Speyer eine Analyse des derzei-
tigen Standes, verglichen mit einer wis-
senschaftlich unterlegten These zur Wei-
terbildung, vor, deren wesentliche Inhal-
te auch Gegenstand der bereits geschil-
derten Ausführungen war. Allerdings
räumte er ein, daß tarifpolitische Aspekte
und gewerkschaftspolitische Fragen nach
seiner Auffassung nicht zu seinen un-
mittelbaren Aufgaben gehören, jedoch
versuchte er sich daran und bot den ei-
nen oder anderen Ansatzpunkt. Seine
Thesen sollten möglicherweise als An-
regung zu weiteren gewerkschaftlichen
Auseinandersetzungen und Erörterungen
dienen.
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Beispiel:
Freizeit-Unfallversicherung

Seit dem Jahre 1972 bietet die DEUTSCHE STEUER-GEWERKSCHAFT allen
Mitgliedern - Angestellten, Arbeitern und Beamten - als kostenlose Leistung eine
Freizeit-Gruppen-Unfallversicherung an. Die stetige Verlängerung des Urlaubs
und der Freizeit hat die DSTG, die diese Erfolge für den Bereich der
Steuerverwaltung erstritten hat, zugleich vor die Aufgabe gestellt, diese Freizeit
der Mitglieder zu sichern. Die Freizeit-Gruppen-Unfallversicherung der
DEUTSCHEN STEUER-GEWERKSCHAFT umfasst ein Unfall-Krankenhaus-
tagegeld, eine Invaliditätsentschädigung und eine Todesfallentschädigung.

Den Wert dieser Versicherung zu erhalten, war für die DSTG eine ständige Auf-
gabe. So wurden die Leistungen aus der Freizeit-Gruppen-Unfallversicherung
kontinuierlich an die allgemeinen Kosten und Preisentwicklung angepasst.

Die Freizeit-Gruppen-Unfallversicherung beweist, dass die DEUTSCHE
STEUER-GEWERKSCHAFT auch in ihrem Service-Angebot leistungsstark ist -
eine Gewerkschaft, die immer an der Seite der Mitglieder steht.

Das Leistungsangebot der DEUTSCHEN STEUER-GEWERKSCHAFT – DSTG

Zeigen Sie sich solidarisch - treten Sie in die Fachgewerkschaft ein!

(Unterschrift)

Deutsche Steuer-Gewerkschaft

Landesverband Berlin

Motzstraße 32

FAX: (0 30) 21 47 30 41

10777 Berlin

Ja, ich werde Mitglied der Deutschen Steuer-Gewerkschaft.

Hiermit erkläre ich meinen Eintritt in die Deutsche Steuer-Gewerkschaft – Landesverband Berlin- mit  Wirkung

vom    …………………  2002.

Name: …………………………………..…............. Vorname: …………………………………………………

Dienststelle: ………………………………….................. Telefon d.: …………………………………………………

............... Berlin, den   .......................................... .....................................................

Ausfüllen und an die DSTG senden:

- die Fachgewerkschaft der Finanzverwaltung


